
Antrag 

 
der Abgeordneten Mag.a Kollermann, gemäß § 32 LGO 2001 

 

betreffend: Aktionsplan für den Ausstieg aus russischem Gas 

 

In der Nacht vom 23. zum 24. Februar hat Russland die Ukraine auf mehreren Fronten mit 
massiver militärischer Gewalt angegriffen. Obgleich dieser Überfall nur eine weitere Etappe 
in einer Serie von unprovozierten Völkerrechtsverletzungen beginnend mit der Invasion der 
Halbinsel Krim 2014 darstellt, so repräsentiert sie doch eine neue Dimension in diesem 
Konflikt. Russland führt nun einen unverschleierten Krieg gegen ein völkerrechtlich – und bis 
vor kurzem auch von Russland – anerkanntes Nachbarland. Da der ukrainische Widerstand 
gegen diesen Angriffskrieg weit heftiger und kompetenter ist, als dies von Seiten Russlands 
wohl erhofft war und die internationale Reaktion auf die Invasion relativ geschlossen und 
konsequent war, kann sich die russische Führung unter Putin kaum noch gesichtswahrend 
zurückziehen. Dies hat innerhalb weniger Tage zu einer vollkommenen Eskalation des Kriegs 
geführt inklusive tausender ziviler und militärischer Todesopfer, mehrerer Millionen 
Flüchtlinge und unfassbarem menschlichen Leid. 

Der russische Angriffskrieg ist von der internationalen Staatengemeinschaft nahezu 
einstimmig verurteilt worden und Russland sowie seine Führung unter Vladimir Putin wurden 
von der EU und vielen weiteren Staaten mit harten Wirtschaftssanktionen belegt, welche 
bereits nach wenigen Wochen erheblichen Druck auf Russland und seine Wirtschaft 
verursachen. Allerdings wurde schon im Vorfeld des Krieges klar, dass sich Europa in den 
letzten Jahrzehnten in eine viel zu große Abhängigkeit von russischen Energieimporten 
manövriert hat, was die Handlungsfähigkeit der EU deutlich reduziert, die wirtschaftliche und 
militärische Verwundbarkeit stark erhöht und Russland eine verlässliche Einnahmequelle zur 
Finanzierung des Angriffskriegs garantiert. 

Österreich ist aufgrund des jahrelangen, kollektiven Versagens der österreichischen 
Energiepolitik in einer besonders prekären Lage. Entgegen zahlreichen Warnungen und 
mehrerer Völkerrechtsverletzungen von Seiten Putins (wie etwa der Besetzung der Krim) 
wurde im letzten Jahrzehnt nicht nur wenig bis gar nichts unternommen, um die Abhängigkeit 
von russischen Gasimporten zu reduzieren, sondern diese sogar ausgebaut. Bei einem 
plötzlichen Stopp der Gasversorgung - etwa bei einer weiteren Eskalation der Sanktionen oder 
als Folge eines Infrastrukturschadens im Zuge der Kampfhandlungen - wären aufgrund der 
am Ende des Winters fast leeren Speicher umgehend Lenkungsmaßnahmen notwendig und 
die österreichische Wirtschaft wäre gezwungen, den Betrieb deutlich zu reduzieren. 
Kurzfristige Alternativen für Gasimport in nennenswerten Mengen gibt es keine, weil unsere 
Gasinfrastruktur bewusst jahrelang ausschließlich auf Russland ausgerichtet worden ist. 

Wir befinden uns deshalb in der moralisch äußerst schwierigen und inakzeptablen Situation, 
dass wir im Falle eines Versorgungsstopps vor einem massiven wirtschaftlichen Einbruch und 
einer Destabilisierung unserer Energieversorgung stehen und der Tatsache, dass jeder m³ Gas, 
welcher weiterhin aus Russland nach Österreich fließt, einen furchtbaren Angriffskrieg ohne 
Rücksicht auf Zivilisten finanziert und die Taschen eines Regimes füllt, welches brutal gegen 
interne Kriegsgegner vorgeht und mittlerweile offen über "Säuberungen" spricht. 

 



Die Gefertigte stellt daher den 

 

Antrag 

 

Der Landtag wolle beschließen: 

 

"Die Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung heranzutreten und darauf 
hinzuwirken, dass ein Aktionsplan für den Ausstieg aus russischem Gas erstellt wird, welcher 
Folgendes beinhaltet: 

1. Den massiven Ausbau erneuerbarer Energieträger, um sowohl bei der Strom- als auch 
Wärmeproduktion Alternativen zum Gas zu haben 

2. Schaffung von Grundlagen für eine massive Ausweitung der Biogasproduktion 
3. Die Beseitigung der Behinderung der Nutzung der Potenziale der Geothermie 
4. Unterstützung der Industrie beim Ausstieg aus fossilem Gas 
5. Erhöhung der Sanierungsquote 
6. Vorziehung des Gasausstiegs bei der Raumwärme." 

 

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem Umwelt-Ausschuss zur Vorberatung 
zuzuweisen 
 


